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Berlin, 17. Dezember 2014 

BStBK begrüßt vorläufigen Erhalt des aktuellen Erbschaftsteu-

ergesetzes 

Heute hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) das geltende 
Erbschaftsteuerrecht für unvereinbar mit dem Grundgesetz erklärt. 
Trotz Unvereinbarkeitserklärung mit dem Gleichheitssatz ist die wei-
tere Anwendung des geltenden Erbschaftsteuerrechts bis zum 
30. Juni 2016 zugelassen worden.  

Der Präsident der Bundessteuerberaterkammer, Dr. Horst Vinken: 
„Wir begrüßen, dass das aktuelle Erbschaftsteuergesetz erst einmal 
weitergilt. Steuerpflichtige und ihre Berater haben hinsichtlich bisher 
erfolgter Erbschaften und Schenkungen Rechtssicherheit. Auswir-
kungen auf bereits ergangene Erbschaftsteuerbescheide und laufen-
de Veranlagungsverfahren sind grundsätzlich nicht zu befürchten.“ 
Lediglich bei einer exzessiven Ausnutzung der gleichheitswidrigen 
Verschonungsregelungen §§ 13a und 13b ErbStG  besteht die Mög-
lichkeit, dass Veranlagungen (Steuerentstehung ab dem heutigen 
Tag)  noch geändert werden. Denn für diese Fälle greift der Vertrau-
ensschutz nicht.  

Das BVerfG hat dem Gesetzgeber aufgetragen, bis zum 30. Juni 
2016 ein verfassungskonformes Erbschaftsteuergesetz zu schaffen. 
Vinken: „Die Verschonungsregelungen sind prinzipiell mit dem 
Gleichheitsgrundsatz vereinbar. Allerdings hat das BVerfG dem Ge-
setzgeber aufgetragen, die Verschonungsregelungen anzupassen.“ 

Hinsichtlich der verfassungskonformen Ausgestaltung des neuen 
Erbschaftsteuergesetzes plädiert die BStBK dafür, dass den beson-
deren Bedürfnissen von kleinen und mittleren Unternehmen Rech-
nung getragen wird. Dies wird insbesondere die Ausgestaltung der 
künftigen Abgrenzungskriterien der Lohnsummenregelung sowie die 
Bedürfnisprüfung bei größeren Unternehmen betreffen. Verscho-
nungsregelungen sind für die Unternehmensnachfolge insbesondere 
aus betriebswirtschaftlichen Gründen dringend geboten. Nur so wer-
den die Kreditbeziehungen der Unternehmen nicht unnötig belastet 
und ihr Fortbestand wird gesichert. 

 

 

 

 

 



 

 

 

Seite 2 

Die BStBK appelliert an den Gesetzgeber nach zwei gescheiterten 
Versuchen endlich ein rechtssicheres, verfassungskonformes und 
umsetzbares Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz zu schaffen.  
Mit Nachdruck empfiehlt die BStBK, dass eine rechtzeitige Veröffent-
lichung des modifizierten Gesetzes angestrebt wird. Vinken: „Die ge-
setzliche Neuregelung muss unbedingt mit genügend zeitlichem Vor-
lauf und praxistauglich umgesetzt werden.“ 

Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) vertritt als gesetzliche Spitzen-

organisation die Gesamtheit der bundesweit mehr als 92.000 Steuerberater, Steuer-

bevollmächtigten und Steuerberatungsgesellschaften. Neben der Vertretung des Be-

rufsstandes auf nationaler und internationaler Ebene wirkt die BStBK an der Bera-

tung der Steuergesetze sowie an der Gestaltung des Berufsrechts mit. Sie fördert 

außerdem die berufliche Fortbildung der Steuerberater und die Ausbildung des 

Nachwuchses. 
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